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Drucksadle IV/3129 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Furier 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 133. Sitzung 
am 25. Juni 1964 die Anträge Drucksachen IV/2091, 
IV/2211 und IV/2212 behandelt und dem Ausschuß 
für auswärtige Angelegenheiten zur Beratung 
überwiesen. Der Antrag Drucksache IV/2723 wurde 
vom Deutschen Bundestag in seiner 145. Sitzung am 
11. November 1964 ebenfalls dem Ausschuß für aus- 
wärtige Angelegenheiten zur weiteren Beratung 
überwiesen. Die Anträge wurden vom Ausschuß in 
den Sitzungen am 17. Dezember 1964 und am 10. Fe- 
bruar 1965 abschließend beraten. 

I. 

1. Die Anträge haben übereinstimmend eine Stär- 
kung der Befugnisse des Europäischen Parlaments 
zum Ziel. Diese Frage ist seit Bestehen der ersten 
parlamentarischen Institution der Europäischen Ge- 
meinschaften, der Gemeinsamen Versammlung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, der 
Vorläuferin des Europäischen Parlaments, Gegen- 
stand eingehender Erörterungen und Untersuchun- 
gen. Schon bei den Beratungen im Bundestag zu den 
europäischen Verträgen — • sowohl der Montange- 
meinschaft als den Römischen Verträgen — wurde 
von den Rednern aller Fraktionen zum Ausdruck ge- 
bracht, daß das parlamentarische Organ der Gemein- 
schaften nicht die Stellung habe, die ihm zukommen 
müsse, wenn es ein Organ der legislativen Gewalt 
werden solle. Es ist richtig, daß die Struktur der 
Europäischen Gemeinschaften nicht den normalen 
Regeln der Gewaltenteilung folgt. Das konnte zu 
Beginn der Tätigkeit der Gemeinschaften noch hin- 
genommen werden, zumal es sich hier nicht um 
einen staatlichen Organismus handelte — man hat 
von Gemeinschaften mit „bundesstaatlichem Ein- 
schlag" gesprochen. Mit der fortschreitenden Inte- 
gration erscheint es jedoch notwendig, die Grund- 
sätze des Zusammenwirkens öffentlicher Gewalten, 
wie wir sie in unserer Demokratie westlicher Prä- 
gung kennen, immer mehr zu realisieren. 

Die nicht voll entwickelten Befugnisse des Euro- 
päischen Parlaments als des parlamentarischen 
Organs der Europäischen Gemeinschaften erscheinen 
vor allem deshalb als ungenügend, weil die Mit- 
gliedstaaten an die Gemeinschaften wichtige Rechte 
abgegeben haben, die während der Übergangszeit 
eine immer stärkere Rolle spielen. Das Recht, das von 
den Gemeinschaften gesetzt wird, wirkt unmittel- 
bar in den Mitgliedstaaten. Die Kompetenzen aber, 
die von den nationalen Parlamenten auf die Gemein- 
schaften übertragen worden sind, kehren nicht in 
gleichem Umfang beim Europäischen Parlament wie- 
der. Im wesentlichen sind sie auf den Ministerrat 
übergegangen. Insbesondere die rechtsetzende Funk- 
tion steht in letzter Instanz dem Ministerrat zu, der 
zwar primär ein Organ der Gemeinschaft ist, sich 
aber aus Ministern der Mitgliedstaaten zusammen- 
setzt. 


2. Das Europäische Parlament hat sich mehrfach 
mit der Frage seiner Zuständigkeiten und seiner 
Befugnisse befaßt. Es seien hier insbesondere er- 
wähnt 

a) Bericht des Herrn Wigny, Die parlamenta- 
rische Versammlung im Europa der Sechs, 
Veröffentlichung der EGKS, 1958, 

b) Bericht der Herren Battista, Dehousse, 
Faure, Schuijt, Metzger über die Wahl des 
Europäischen Parlaments in allgemeiner 
direkter Wahl — Dokument 22/1960 — 61 
des Europäischen Parlaments, 

c) Bericht Furier über die Zuständigkeiten und 
Befugnisse des Europäischen Parlaments — 
Dokument 31/1963 — 64 des Europäischen 
Parlaments, 

d) Bericht des Herrn Vals über die Stärkung 
der Haushaltsbefugnisse des Europäischen 
Parlaments — Dokument 28/1964 — 65. 

3. Die dem Ausschuß für auswärtige Angelegen- 
heiten vorliegenden Anträge betreffen insgesamt 

a) gewisse institutioneile Fragen, 

b) die Konsultation des Europäischen Parla- 
ments bei Verordnungen des Ministerrats, 

c) das Haushaltsrecht des Europäischen Par- 
laments. 

11 . 

Zu den institutioneilen Fragen 

1. Mit institutionellen Fragen der Europäischen 
Gemeinschaften befaßt sich insbesondere der Antrag 
Drucksache IV/2723. Der Ausschuß hat sich bei 
seinen Beratungen mit der Frage der Verschmelzung 
der drei Exekutiven der Europäischen Gemeinschaf- 
ten beschäftigt und hörte hierzu einen Bericht der 
Bundesregierung. Er ist der Auffassung, daß bei der 
Abfassung der Verträge über die Verschmelzung der 
drei Exekutiven keine Schwächung des Europäischen 
Parlaments zugelassen werden darf, sondern viel- 
mehr unter Konsultation des Europäischen Parla- 
ments auf dessen Stärkung hingewirkt werden muß 
(vgl. Nummer 1 des Antrags). Auf jeden Fall sollte 
ein gleichwertiger Ersatz für den Wegfall des Aus- 
schusses der Vier Präsidenten nach Artikel 78 des 
EGKS-Vertrags geboten werden, bei dem das Par- 
lament wenigstens über seinen Präsidenten einen 
maßgeblichen Einfluß auf den Haushalt der Gemein- 
schaft hat. 

2. Bei der Verschmelzung der Exekutiven sollte 
ferner der EGKS-Vertrag dahin gehend geändert 
werden, daß auch in der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl der Haushalt auf das Kalender- 
jahr festgelegt wird (vgl. Nummer 2 des Antrags). 
Die gegenwärtige Regelung, nach der das nur bei 
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der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Europäischen Atomgemeinschaft der Fall ist (Artikel 
203 des EWG-Vertrags und Artikel 177 des EAG- 
Vertrags), während das Haushaltsjahr der Euro- 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl am 
1. Juli beginnt und am 30. Juni endet (Artikel 78 
des EGKS-Vertrags), führt in der Praxis zu Schwie- 
rigkeiten. 

3. Im Anschluß an die Nummer 3 des Antrags er- 
gab sich im Ausschuß eine eingehende Aussprache 
über die Struktur des Rats der Europäischen Gemein- 
schaften. Hierbei wurde darauf hingewiesen, daß 
Artikel 3 Abs. a) der geltenden (vorläufigen) Ge- 
schäftsordnung des Rats lautet: „Die Sitzungen des 
Rats sind nicht öffentlich, es sei denn, daß der Rat 
einstimmig anders entscheidet", daß also jetzt be- 
reits der Rat die Öffentlichkeit einer Sitzung oder 
von Teilen derselben beschließen kann. Im Hinblick 
darauf war der Ausschuß einstimmig der Meinung, 
die Bundesregierung sollte darauf hinwirken, daß im 
Ministerrat der Europäischen Gemeinschaften ge- 
prüft wird, wann und wie die Beschlußfassung über 
europäische Gesetze (Verordnungen) in öffentlicher 
Sitzung erfolgen kann. 

4. Der Ausschuß war ferner der Meinung, die 
Bundesregierung sollte den Regierungen der ande- 
ren Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft Vorschlägen, bis zum Abschluß von 
weitergehenden Verträgen die regelmäßigen Konsul- 
tationen der Regierungen, insbesondere der Außen- 
minister, wiederaufzunehmen (vgl. Nummer 4 des 
Antrags). Es entspricht dies einer alten Forderung 
des Europäischen Parlaments. 

5. Das Begehren der Antragsteller, daß bei der 
Fusion der europäischen Exekutiven auf eine Ver- 
tretung der Gewerkschaften in der einzigen Exeku- 
tive hingewirkt werden sollte (Nummer 5 des An- 
trags), wurde von der Mehrheit des Ausschusses 
nicht unterstützt, da es mit der verfassungsmäßigen 
Struktur dieser Exekutive nicht zu vereinbaren ist. 
Im übrigen sind die Gewerkschaften im Wirtschafts- 
und Sozialausschuß vertreten, und Mitglieder der 
Gewerkschaften können auch dem Europäischen Par- 
lament angehören. 

6. Nummer 6 und 7 des Antrags wurden zu ge- 
sonderter Beratung abgetrennt. Hierfür ist auch ein 
eigener Berichterstatter bestellt worden. 

III. 

Zum Konsultationsrecht des Europäischen Parlaments 

1. Die Anträge Drucksachen IV/2091 (Absatz 1) 
und IV/2211 betreffen das Konsultationsrecht des 
Europäischen Parlaments. Hierzu ist zunächst darauf 
hinzuweisen, daß das Konsultationsrecht das Euro- 
päische Parlament auch am Gesetzgebungsverfahren 
beteiligt. Der Ministerrat ist verpflichtet, in den im 
Vertrag vorgeschriebenen Fällen das Parlament vor 
einer Beschlußfassung anzuhören. 

a) In der Montangemeinschaft gibt es keine Konsul- 
tationspflicht des Besonderen Ministerrats; ledig- 
lich nach Artikel 95 Abs. 4 des EGKS-Vertrags 


hat das Parlament ein Recht zur Mitwirkung bei 
der sogenannten „Kleinen Revision", wobei es 
sich um eine Änderung der Befugnisse der Hohen 
Behörde auf Grund von Erfahrungen aus der 
Praxis handelt (siehe auch Artikel 27 der Ge- 
schäftsordnung des Europäischen Parlaments). 
Dies hängt mit der stärkiuen Stellung der Hohen 
Behörde und ihrer Kontrolle durch die parlamen- 
tarische Institution zusammen. 

Nach den Römischen Verträgen kann der Rat 
auf Vorschlag der Kommission nach Anhörung 
des Parlaments über sachlich begrenzte Änderun- 
gen der Verträge entscheiden (z. B. Artikel 14, 
126 des EWG-Vertrags, Artikel 76, 85, 90 des 
EAG-Vertrags). Das Parlament hat außerdem 
beim Revisionsverfahren auf diplomatischem 
Wege durch die Mitgliedstaaten ein Anhörungs- 
recht (Artikel 236 dos EWG-Vertrags, Artikel 
204 des EAG-Vertrags). 

ln den Römischen Verträgen wird der Minister- 
rat außerdem in weitem Umfang verpflichtet, 
das Parlament anzuhören, bevor er über 'norma- 
tive Regelungen beschließt oder sonst wichtige 
Entscheidungen fällt. Die Fälle, in denen das 
Konsultationsverfahren vorgesehen ist, sind in 
den Verträgen kasuistisch geregelt; sie betreffen 
insbesondere das Gesetzgebungsvorfahren: 

1. im EWG-Vertrag (im wesentlichen) 

Artikel 7 

Regelungen für das Verbot von Diskriminierun- 
gen aus Gründen der Staatsangehörigkeit 

Artikel 14 Abs. 7 und Artikel 17 Abs, 1 

Änderungen der Zeitfolgo der Herabsetzungen 
von Zollsätzen 

Artikel 43 Abs. 2 

Maßnahmen zur Gestaltung und Durchführung 
der gemeinsamen Agrarpolitik 

Artikel 63 Abs, 1 und 2 

Aufhebung der Beschränkung des freien Dienst- 
leistungsverkehrs 

Artikel 87 Abs. 1 

Maßnahmen zur Durchführung des Verbots von 
Vereinbarungen zwischen Unternehmen, Be- 
schlüssen von Unternehmensvereinigungen und 
aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen so- 
wie von der mißbräuchlichen Ausnutzung einer 
beherrschenden Stellung auf dem Gemeinsamen 
Markt (Artikel 85 und 86) 

Artikel 127 

Erlaß von Vorschriften zur Durchführung des 
Europäischen Sozialfonds (Artikel 124 bis 126) 

Artikel 238 

Abkommen zur Assoziierung mit einem dritten 
Staat, einer Staatenverbindung oder einer inter- 
nationalen Organisation (Artikel 206 EAG-Ver- 
trag gleichlautend) 
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2. im EAG-Vertrag (im wesentlichen) ^ 

Artikel 31 und 32 

Festlegung der Grundnormen tür den Gesund- ! 
heitsschutz der Bevölkerung und der Arbeits- ! 
kräfte gegen die Gefahren ionisierender Strah- i 
lungen (Artikel 30) ; 

Artikel 96 | 

Erlaß von Richtlinien zur Beseitigung der auf die 
Staatsangehörigkeit gegründeten Beschränkun- 
gen des Zugangs zu qualifizierten Beschäftigun- 
gen auf dem Kerngebiet 

Artikel 98 ; 

Richtlinien für Maßnahmen zur Erleichterung des i 
Abschlusses von Versicherungsverträgen zur | 
Deckung von Gefahren auf dem Kerngebiet i 

Artikel 203 

Vorschriften zur Verwirklichung im Rahmen des | 
Gemeinsamen Marktes, sofern die hierfür erfor- ' 
derlichen Befugnisse im Vertrag nicht vorgese- ' 
hen sind (Artikel 235 EWG-Vortrag gleichlau- i 
tend) 

b) Das Konsultationsrecht bei dem Abschluß von ■ 

Abkommen mit dritten Staaten entspricht dom j 
allgemeinen Konsultationsverfahrcn, In den 
Römischen Verträgen ist das Parlament nach j 
Artikel 238 des EWG-Vertrags und Artikel 206 ^ 
des EAG-Vertrags zu konsultieren (vgl. Artikel i 
25 der Geschäftsordnung des Europäischen Paria- ■ 
ments). Bei Verträgen, durch die ein dritter Staat ! 
den Gemeinschaften Beitritt, ist eine Konsultation | 
des Parlaments dagegen nicht vorgesehen. j 

c) Freiwillige Konsultationen sind möglich; sie wer- ; 
den weitgehend, zumindest bei allen wichtigen j 
und gesetzgeberischen Fragen, durchgeführt | 
(siehe Bericht Furier, S. 5 ff.). Dabei ist zu be- | 
rücksichtigen, daß das Europäische Parlament | 
auch zu Fragen, die nicht unter die Konsultations- | 
pflicht fallen, aus eigener Initiative Stellung neh- i 
men kann. 


2. Aus der parlamentarischen Praxis haben sich i 
bisher beim Konsultationsverfahren gewisse Mängel j 
ergeben, die vom Europäischen Parlament selbst als | 
„schwerwiegend" bezeichnet worden sind (Bericht i 
Furier, S. 14 ff.). ' 

Um diese Mängel im Rahmen der gegebenen Ver- ^ 
fassungs- und Vertragsstruktur zu beseitigen, hat j 
das Parlament nach eingehender Di.skussion in | 
seiner Sitzung vom 27. Juni 1963 in einer Entschlie- | 
ßung für die weitere Ausgestaltung des Konsulta- : 
tionsrechtes den nachfolgenden Stufenplan aufge- | 
stellt: ' 

„a) als unmittelbare Ziele 

1. Uber Verordnungsvorschläge der Kommission j 
soll vor ihrer Vorlage an den Ministerrat eine j 
Aussprache mit den zuständigen Ausschüssen ! 
des Parlaments stattfinden. ! 


2. Die Exekutiven sollen zu vom Parlament vorge- 
schlagenen Änderungen zu Verordnungsentwür- 
fen in der Konsultationsdebatte Stellung neh- 
men. 

3. Das Parlament ist über das Verhalten der Exe- 
kutive während der Beratungen, die zur Be- 
schlußfassung im Ministerrat führen, zu infor- 
mieren. 

4. Das Parlament ist bei Verordnungen, die die 
Kommissionen auf Grund einer Ermächtigung 
durch den Ministerrat erlassen, zu konsultieren, 
wenn sie bestehendes Recht ergänzen oder än- 
dern. 

5. Bei Nichtannahme einer Verordnungsvorlage 
mit dem vom Parlament gebilligten Inhalt durch 
den Ministerrat ist dem Parlament Gelegenheit 
zu einer erneuten Stellungnahme zu geben. 

6. Der Ministerrat unterrichtet das Parlament- über 
die Gründe, die ihn gegebenenfalls dazu geführt 
haben, von der Stellungnahme des Parlaments 
abzuweichen. 

7. Der Ministerrat sollte nur mit Einstimmigkeit 
von einer erneuten Stellungnahme des Parla- 
ments abweichen, wenn diese mit einer Mehrheit 
von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen be- 
schlossen wurde. 

8. Der Ministerrat sollte das Parlament in allen 
wichtigen Fragen konsultieren, für die eine An- 
hörung im Vertrag nicht vorgeschrieben ist." 

„b) als weiteres Ziel 

Die Konsultalionsbefugnis ist in ein Zustimmungs- 
recht in allen entscheidenden Bereichen und grund- 
sätzlich bei legislativen Beschlüssen umzuwandeln." 

Während die Kommissionen die vom Europäi- 
schen Parlament vorgeschlagenen, sie betreffenden 
und innerhalb des vertraglichen Rahmens liegenden 
Verbesserungen durchführen wollen, liegt eine Stel- 
lungnahme des Ministerrats bis heute noch nicht 
vor. 

3. Die Konsultationen des Europäischen Parla- 
ments beim Abschluß von Verträgen mit dritten 
Staaten unterscheiden sich nicht von dem allgemei- 
nen Konsultationsverfahren. 

Bei der Unterzeichnung des Assoziierungsabkom- 
mens mit Griechenland durch die Vertreter der Mit- 
gliedstaaten und des Ministerrats am 9. Juli 1961 in 
Athen war das Parlament dennoch vorher nicht an- 
gehört worden. Die Unterzeichnung erfolgte „vor- 
behaltlich der Anhörung des Europäischen Parla- 
ments". Hierzu erklärte das Parlament, die Konsul- 
tation sei damit völlig entwertet. Sic könne nur 
dann Sinn haben, wenn sie durch Darlegung sach- 
licher und politischer Gründe den Inhalt des zu 
schließenden Abkommens oder überhaupt dessen 
Zustandekommen beeinflussen könne. Das sei um 
so notwendiger, als im Gegensatz zum Abschluß 
von Verträgen im nationalen Bereich das Europäi- 
sche Parlament nicht die endgültige Entscheidung 
mit seinem Ja oder Nein treffe. 
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Der Deutsche Bundestag hat zu dieser Frage anläß- 
lich früherer Beratungen von Gesetzentwürfen zu 
Assoziierungsabkommen auf Antrag des Ausschus- 
ses für auswärtige Angelegenheiten die folgenden 
Entschließungen gefaßt: 

a) beim Beschluß über das Gesetz zu dem Assoziie- 
rungsabkommen zwischen der EWG und den mit 
dieser Gemeinschaft assoziierten afrikanischen 
Staaten und Madagaskar (StB 5286 B) 

„die Bundesregierung erneut zu ersuchen, 

darauf hinzuwirken, daß in Fällen, in denen eine 
Anhörung des Europäischen Parlaments durch 
die Organe der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft vorgesehen ist, diese Anhörung in einem 
möglichst frühzeitigen Zeitpunkt, der noch eine 
Einflußnahme auf die zu treffenden Entscheidun- 
gen oder Vereinbarungen gestattet, stattfindet." 

— Drucksache IV/1931 — 

b) beim Beschluß über das Gesetz zu dem Assoziie- 
rungsabkommen zwischen der EWG und der 
Türkei (StB 5438 D) 

„Der Bundestag begrüßt die Bestrebungen 
der Bundesregierung, das Anhörungsrecht 
des Europäischen Parlaments gemäß Arti- 
kel 238 des Vertrages zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft bei 
dem Abschluß von Assoziierungsabkommen 
dadurch umzugestalten, daß der Rat seine 
Beschlußfassung von der Genehmigung des 
Europäischen Parlaments abhängig macht. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, bis 
zur Regelung dieser Frage im Rat der EWG 
dafür einzutreten, daß bei Assoziierungs- 
verhandlungen zwischen der EWG und drit- 
ten Ländern gemäß Artikel 238 das Euro- 
päische Parlament vor der Unterzeichnung 
des Assoziierungsvertrages konsultiert 
wird." 

— Drucksache IV/ 1982 — 

4. Die dem Ausschuß für auswärtige Angelegen- 
heiten vorliegenden Anträge Drucksache IV/'2091 
(Absatz 1) und IV/2211 zum Konsultationsverfahren 
sind miteinander durchaus vereinbar. Der Aus- 
schuß hat sie daher zusammengefaßt. Er ist gleich 
den Antragstellern der Auffassung, daß die Rechte 
des Europäischen Parlaments auch bei der Durchfüh- 
rung des Konsultationsverfahrens verstärkt werden 
müssen. Da eine Änderung der Verträge jedoch in 
absehbarer Zeit nicht möglich erscheint, sollte eine 
Selbstbeschränkung des Rats versucht v/erden, Die- 
sem Ziel dienen die folgenden Vorschläge: 

(1) Der Rat muß künftig vor jeder Beschlußfas- 
sung in wichtigen und in allen gesetzgeberischen 
Fällen das Parlament konsultieren. Die Konsultation 
muß bei Assoziierungsverhandlungen mit dritten 
Staaten bereits vor der Unterzeichnung des Assozi- 
ierungsvertrages erfolgen, damit das Parlament 
seine Stellungnahme rechtzeitig abgeben kann. 

(2) Wenn der Rat von der ihm übermittelten 
Stellungnahme des Parlaments abweichen will, so 


i teilt er seine Auffassung mit Begründung in einer 
1 Sitzung des Parlaments mit. Dieses gibt sodann eine 
I erneute Stellungnahme ab. 

(3) Wenn der Rat von dieser erneuten Stellung- 
nahme abweichen will, so kann er das ohne weite- 
res, wenn das Parlament sie nur mit einfacher Mehr- 

I heit beschlossen hat. Flat es dagegen seinen Be- 
j Schluß mit qualifizierter Mehrheit gefaßt, so kann 
der Rat diesen Beschluß entweder einstimmig zu- 
rückweisen oder einen aus Mitgliedern des Rats und 
des Parlaments paritätisch zusammengesetzten Aus- 
schuß anrufen. Wenn der Ausschuß zu keiner Eini- 
gung kommt, dann beschließt der Rat mit einer noch 
festzusetzenden qualifizierten Mehrheit. 

(4) Den nach Nummer 3 gefaßten Beschluß teilt 
der Rat dem Parlament mit Begründung mit. 

5. Im Flinblick auf diese Vorschläge des Ausschus- 
ses sind die Antragsteller der Drucksache IV/2091 
damit einverstanden, daß das Begehren in Absatz 2 
des Antrags nicht weiter verfolgen wird. 


I Zum Budgetrecht des Europäischen Parlaments 

' 1. Der Antrag Drucksache IV/2212 strebt eine 

I Änderung dos Verfahrens für die Verabschiedung 
I des Flaushalts der Europäischen Gemeinschaften an. 
1 Das Recht, den Flaushalt zu verabschieden, war stets 
; das vornehmste Recht eines Parlaments; es betrifft 
' ein entscheidendes Mittel zur Kontrolle der Exeku- 
j Live. Dieses Recht ist in den Verträgen nur rudimen- 
^ tär vorhanden: 

a) Nach dem EGKS- Vertrag wird der allgemeine 
i Haushaltsvoranschlag in den Jahresbericht nach 

Artikel 17 aufgenommen (Artikel 78 Abs. 4 des 
' Vertrags; Artikel 26 der Geschäftsordnung des 
Europäischen Parlaments); eine Streichung oder 
Änderung der Voranschläge kann vom Parla- 
; ment nicht vorgenommen werden, sie könnte 
I nur zu einem Mißtrauensantrag führen. Das 
Parlament stellt zwar seinen eigenen Haushalts- 
I Voranschlag auf, die Entscheidung hierüber und 
I über die Voranschläge der anderen Organe ob- 
liegt jedoch einem Ausschuß, der aus den Präsi- 
I denten des Gerichtshofes, der Hohen Behörde, 
des Europäischen Parlaments und des Rats be- 
steht; der Präsident des Gerichtshofes führt den 
Vorsitz (Artikel 78 Abs. 3); der Präsident des 
Parlaments hat — wie alle Mitglieder — ein 
Vetorecht. Auf Initiative des Parlaments hat sich 
inzwischen das Gewohnheitsrecht herausgebil- 
det, daß die Hohe Behörde ihren eigenen Vor- 
anschlag stets mit dem Haushaltsausschuß des 
Parlaments erörtert. Die Hohe Behörde hält 
■ außerdem seit mehreren Jahren den zuständigen 
Ausschuß des Parlaments über ihre Kreditge- 
währung auf dem laufenden. 

b) In den Römischen Verträgen sind die Befugnisse 
des Parlaments für die EWG und die EAG 
anders geregelt worden. Das Parlament wird 
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vom Rat mit dem Entwurf des Haushaltsplans | 
aller Organe befaßt. Es ist berechtigt, Änderun- | 
gen dieser Entwürfe innerhalb eines Monats vor- | 
Zuschlägen. Die endgültige Feststellung erfolgt ! 
jedoch vom Rat mit qualifizierter Mehrheit (Ar- 
tikel 203 des EWG-Vertrags und Artikel 177 des 
EAG-Vertrags). 

In der Praxis hat das Parlament seine Befugnisse 
auf der Grundlage der Verträge so wirksam wie 
möglich wahrgenommen (vgl. Artikel 26 der Ge- 
schäftsordnung des Europäischen Parlaments). 
Dennoch ist zu fordern, daß es das volle Budget- 
recht erhält. Das erscheint vor allem dann unab- 
dingbar, wenn die Finanzierung der EWG von 
den bisherigen Beiträgen der Mitgliedstaaten 
auf eigene Einnahmequellen gemäß Artikel 201 
des EWG-Vertrags umgestellt wird. Nach Auf- 
fassung des Parlaments wäre dann der Augen- 
blick gekommen, ihm eine entscheidende Befug- 
nis zur Feststellung des Haushaltes zu geben 
(vgl. die Berichte Furier S. 19 f. und Vals). 

c) Die Entschließung des Europäischen Parlaments 
vom 27. Juni 1963 auf Grund des Berichts Furier 
(S. 27) sieht als Stufenplan vor 

„als unmittelbare Ziele 

1. Den Entwürfen der Haushaltspläne ist eine aus- 
führliche politische Begründung beizufügen. 

2. Die Vorentwürfe der Haushaltspläne der Exe- 
kutiven sind dem Parlament zur gleichen Zeit 
wie dem Ministerrat vorzulegen. 

3. Die Kontrolle der Ausgaben durch das Parlament 
ist zu stärken." 

„als weiteres Ziel 

Dem Parlament ist das volle Entscheidungsrecht über 
den Haushalt zusammen mit der Erschließung direk- 
ter Finanzquellen für die Gemeinschaft einzuräu- 
men." 

2. Der Ausschuß war der Auffassung, daß für 
eine Änderung des Verfahrens zur Feststellung 
des Haushaltsplans dasselbe gilt wie für das Kon- 
sultationsverfahren: Auch hier erscheint eine Ände- 


rung oder Ergänzung des Vertrages zur Zeit nicht 
durchführbar. Auch hier sollte daher der Versuch 
gemacht werden, über die Bundesregierung den 
Ministerrat zu veranlassen, sich selbst zu beschrän- 
ken, was durch ein gentleman agreement oder durch 
ein entsprechendes Verhalten geschehen könnte. 

Der Ausschuß schlägt daher in Verfolg des Ge- 
dankens aus der Drucksache IV/2212 vor: 

(1) Der Rat leitet die nach Artikel 203 des EWG- 
Vertrags und nach Artikel 177 des EAG-Vertrags 
aufgestellten Haushaltsvoranschläge dem Europä- 
ischen Parlament zu. 

(2) Das Parlament berät in öffentlicher Sitzung in 
Anwesenheit der Kommission die Haushaltsvoran- 
schläge. 

(3) Es übersendet dieselben mit seiner Stellung- 
nahme dem Rat. 

(4) Wenn der Rat bei der endgültigen Feststellung 
der Haushaltspläne von der Stellungnahme des Par- 
laments abweichen will, so wird das Verfahren an- 
gewendet, wie es künftig für das Konsultationsver- 
fahren vorgeschlagen wird (vgl. oben unter III.). 


V. 

Ganz allgemein soll zum Abschluß darauf hinge- 
wiesen werden, daß das Europäische Parlament trotz 
der Schwächen seiner institutioneilen Position einen 
nicht unerheblichen Einfluß hat. Seit Jahren hat es 
auf Grund der parlamentarischen Erfahrung seiner 
Mitglieder, die die parlamentarische Tradition ihrer 
nationalen Staaten mit sich bringen, alles im Rah- 
men der Verträge nur irgendwie Mögliche getan, um 
seine Stellung zu stärken. Es arbeitet intensiv und 
mit Erfolg. Die Zusammenarbeit mit den Kommis- 
sionen und der Hohen Behörde ist gut. Was not tut, 
ist ein stärkerer Einfluß auf die Entscheidungen des 
Ministerrats. Da dieser aber schließlich auch ein 
Organ der Gemeinschaften ist, sollte es möglich 
sein, ihn zu den angeregten Selbstbindungen zu 
bewegen. 


Bonn, den 19. Februar 1965 


Dr. Furier 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

I. 

1. bei der Abfassung des Vertrages über die Ver- 
schmelzung der drei Exekutiven keine Schwä- 
chung des Europäischen Parlaments zuzulassen, 
sondern vielmehr unter Konsultation des Euro- 
päischen Parlaments auf dessen Stärkung hinzu- 
wirken j 

2. dafür einzutreten, daß gleichzeitig mit der Ver- 
schmelzung der Exekutiven die Haushalte der 
drei Gemeinschaften einheitlich auf das Kalen- 
derjahr festgelegt werden; 

3. darauf hinzuwirken, daß im Ministerrat der Euro- 
päischen Gemeinschaften geprüft wird, wann und 
wie die Beschlußfassung über europäische Ge- 
setze (Verordnungen) in öffentlicher Sitzung er- 
folgen kann; 

4. den Regierungen der anderen Mitgliedstaaten 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vor- 
zuschlagen, bis zum Abschluß von weitergehen- 
den Verträgen die regelmäßigen Konsultationen 
der Regierungen, insbesondere der Außenmini- 
ster, wiederaufzunehmen. 

II. 

folgenden Beschluß in den Räten der Europäischen 

Gemeinschaften herbeizuführen: 

1. Der Rat der Europäischen Gemeinschaften wird 
vor jeder Beschlußfassung dn wichtigen und allen 
gesetzgeberischen Fällen das Parlament konsul- 
tieren. Bei Assoziierungsverhandlungen mit drit- 
ten Staaten konsultiert der Rat das Parlament 
vor der Unterzeichnung des Assoziierungsver- 
trags. 


2. Will der Rat von der Stellungnahme des Euro- 
päischen Parlaments abweichen, so teilt er seine 
Auffassung mit Begründung in der Sitzung des 
Parlaments mit, das eine erneute Stellungnahme 
abgibt. 

3. Will der Rat von einer erneuten, mit qualifizier- 
ter Mehrheit beschlossenen Stellungnahme ab- 
weichen, so kann er entweder seinen Beschluß 
einstimmig fassen oder einen durch Mitglieder 
des Rats und des Parlaments paritätisch besetz- 
ten Ausschuß mit dem Ziel der Einigung anrufen. 
Kommt der Ausschuß nicht zu einer Einigung, so 
beschließt der Rat mit einer noch festzusetzen- 
den qualifizierten Mehrheit. 

4. Der Rat teilt den nach Nummer 3 gefaßten Be- 
schluß dem Parlament mit Begründung mit. 


III. 

folgenden weiteren Beschluß in den Räten der Euro- 
päischen Gemeinschaften herbeizuführen: 

1. Der Rat leitet die nach Artikel 203 Abs. 3 des 
EWG-Vertrags und nach Artikel 177 Abs. 3 des 
EAG-Vertrags aufgestellten Haushaltsvoran- 
schläge dem Parlament zu. 

2. Das Parlament berät die Haushaltsvoranschläge 
in öffentlicher Sitzung in Anwesenheit der Kom- 
missionen. 

3. Das Parlament übersendet die Haushaltsvoran- 
schläge mit seiner Stellungnahme dem Rat. 

4. Will der Rat bei der endgültigen Feststellung der 
Haushaltspläne von der Stellungnahme des Par- 
laments abweichen, so ist das bei dem vorge- 
schlagenen neuen Konsultationsverfahren vorge- 
sehene Verfahren (siehe unter II.) anzuwenden. 


Bonn, den 19. Februar 1965 


Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 


Dr. Kopf 

Vorsitzender 


Dr. Furier 

Berichterstatter 
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